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Frau 
Präsidentin des Nationalrates 
Parlament 
1010 Wien 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! 

Ich beantworte die an mich gerichtete schriftliche parlamentarische Anfrage Nr.1777 /J der 
Abgeordneten Peter Wurm und weiterer Abgeordnete wie folgt: 

 
Fragen 1, 2, 4 und 5: 
 
Die von Ihnen als „Problematik“ und als „Praxis“ bezeichnete Einhebung von sog. „Aus-
laufannuitäten“ wird auf Basis der geltenden Rechtslage (§ 14 Abs. 7 WGG) verpflichtend 
seitens der gemeinnützigen Bauvereinigungen zur Verrechnung gebracht. 
Vor diesem Hintergrund verstehe ich Ihre Anfrage in die Richtung, ob ich gesetzlichen Ände-
rungsbedarf sehe.  
Anzumerken ist, dass die Regelung seit vielen Jahren im Kern unverändert Bestandteil der 
Rechtsordnung ist und mit der WRN 1999 insoweit modifiziert wurde, dass eine gesetzliche 
Obergrenze für die Summe bestimmter Entgeltbestandteile (u.a. „Auslaufannuitäten“ ) ein-
geführt wurde.  
Dem Bericht des Bautenausschusses anlässlich dieser Novelle ist zu entnehmen: „Durch die-
se Begrenzung der Mieten nach Entschuldung der Wohnbauten wird sichergestellt, dass die 
Leistbarkeit der gemeinnützigen Mietwohnungen für die Bewohner auch langfristig durch 
eine Obergrenze gewährleistet ist. Gleichzeitig wird mit diesem Beitrag auch die Erhaltung 
und ständige Verbesserung der Wohnhäuser gesichert.“  
Damit wurde ein klares Bekenntnis zu einer ausgewogenen Regelung in die Richtung abge-
geben, dass die Kostenbelastung für MieterInnen in einem vertretbaren Rahmen gehalten 
wird und gleichermaßen langfristig die Überschüsse aus „Auslaufannuitäten“ der Sanierung 
sowie der Neuerrichtung von gemeinnützigen Wohnbauten zugute kommen. 
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Es besteht keine Veranlassung, von diesem Grundkonsens abzuweichen; ich sehe daher 
keinen  Bedarf für legistische Änderungen. 
  
Frage 3: 
 
Mein Ressort verfügt über keine diesbezüglichen Daten. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

HBM Rudolf Hundstorfer 
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